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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kredite und steuerliche Begünstigungen für 
Flüditlingsbetriebe 

Bezug: Ihr Schreiben vom 17. März 1950 betr. 
Flüchtlingsbetriebe - Nrn. 280, 625 der 
Drucksachen - 


Nach eingehender Prüfung des mir mit 
Ihrem vorgenannten Schreiben zur Kenntnis 
gebrachten Beschlusses des Deutschen Bundes- 
tages teile ich folgendes mit: 

Ich habe bereits mit meinem Schreiben vom 
12. August 1950 - BK 1054/50 III - Nr. 1286 
der Drucksachen - mitgeteilt, welche Maßnahmen 
die Bundesregierung hinsichtlich des Einsatzes 
von Werten des Reichsvermögens und von 
ECA-Mitteln zugunsten der Vertriebenen ge- 
troffen hat. In diesem Schreiben sind die im 
Beschluß vom 17. März 1950 - Nrn. 280, 625 
der Drucksachen - behandelten Fragen bereits 
zum Teil miterörtert worden. 

Bezugnehmend auf den vorerwähnten Be- 
schluß bemerke ich hierzu ergänzend: 

Zu 1: Betr.: Gesetzesvorloge über Bürg- 
schaften für langfristige Kredite 
zur Ansassigmachung von Fiücht- 
liogsbetrieben, 

Bürgschaften für langfristige Kredite 
zur Ansässigmachung und Festigung 
von Flüchtlingsbetrieben sind bereits 


im sogenannten Schwerpunktprogramm 
der Bundesregierung zur Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit für die am stärksten 
mit Flüchtlingen belegten Länder: Bayern, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Hessen vorgesehen worden. 

Die hierfür bereitgestellten Mittel von 
300 Millionen DM waren u. a. für wirt- 
schaftsfördernde Maßnahmen zur Er- 
schließung neuer Dauerarbeitsplätze 
unter besonderer Berücksichtigung von 
Betrieben Heimatvertriebener bestimmt. 
Sie wurden von der Bank deutscher 
Länder über die Kreditinstitute als Kre- 
dite zur Verfügung gestellt. Die Besiche- 
rung erfolgte durch Bürgschaften der 
Länder, denen gegenüber der Bund 
Rückbürgschaften in Höhe von 70% 
der Länderbürgscl' aften übernommen 
hat. Das Schwergewicht der Kreditaktion 
ist mithin auf die Länder verlegt worden. 

Von den im Rahmen des Schwer- 
punktprogramms bewilligten Krediten 
entfallen nach dem Stande vom 31. Ok- 
tober 1950 auf Flüchtlingsbetriebe 
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1. Gewerbliche Wirtschaft: 

Bayern 21440000.- 

Niedersachsen 6 785 000.- 

Schleswig-Holstein 6 560 000.- 

Hessen 2 375 000.- 

2. Mittlere Flüchtlingsbetriebe: 

Niedersachsen 2 895 000.- 40 055 000.- 

3. Flüchtlings-, Handwerks- 
und Kleinbetriebe: 

Bayern 1 0 000 000.- 

Niedersachsen 1 1 200 000.- 

Schieswig-Holstein 12 000 000.- 

Hessen 1 660 0C0.- 34860000.- 

74 915000.- 

4. Binnenschiffahrt 2 000 000.- 

und 

5. Flüchtlingssiedlung 44 500 000.- 

(Die in Ziffern 4 und 5 aufgeführten Beträge sind 
vom Bund nicht verbürgt worden.) 

Die weitere Versorgung von Flüchtlings- 
betrieben mit Krediten ist Aufgabe der neu 
gegründeten Vertriebenenbank AG. in Bonn, 
die auf Grund eines Beschlusses des Bundes- 
kabinetts vom 25. April 1950 am 12. Mai 1950 
errichtet worden ist. 

Die Vertriebenenbank hat ihre Tätigkeit 
bereits seit einigen Monaten aufgenommen. An 
Mitteln - vergl. Drucksache Nr. 1286 Ziffer 2 
(Einsatz von ECA-Mitteln) - stehen der Bank 
zur Verfügung: 

a) 50 Millionen DM für Investitionen an Ver- 
triebene und ein 

b) 17 Millionen DM-Garantiefonds gleichfalls 
aus ERP-Mitteln, für die Übernahme von 
Bürgschaften für Betriebsmittel-Kredite. 

Die Verringerung des Garantiefonds von 
zunächst 20 Millionen DM auf 17 Millionen DM 
ist darauf zurückzuführen, daß 3 Millionen DM 
zur Einzahlung des Aktienkapitals der Vertrie- 
benenbank verwendet wurden. 

Aus der III. Tranche der Gegenwertmittel 
sind 50 Millionen DM für die Vertriebenen- 
bank AG. vorgesehen. Ob und wann diese 
Zuteilung erfolgen wird, ist angesichts der 
neuen Zielsetzung bei der Verwendung der 
Gegenwertmittel noch nicht mit Sicherheit 
zu beurteilen. 


Bei den Investitions-Krediten wird das Risiko 
zu 10 °/ 0 von der Hausbank, zu 60% von 
den Ländern und zu 30 % vom Bund getra- 
gen, bei den Bürgschaften zu 10% von der 
Hausbank und zu 90 % vom Bund (ERP- 
Sondervermögen). 

Ich weise außerdem darauf hin, daß nach 
§ 258 des Entwurfs eines Gesetzes über einen 
Allgemeinen Lastenausgleich - Fassung der 
Bundestagsvorlage, Nr. 1800 der Drucksachen - 
Geschädigten, insbesondere also den Vertrie- 
benen, durch Übernahme von Bürgschaften 
des Ausgleichsfonds die Schaffung oder Siche- 
rung einer Lebensgrundlage ermöglicht werden 
soll. Nach § 273 Absatz 2 des Entwurfs soll 
der Präsident des künftigen Bundesausgleichs- 
amts durch Richtlinien der Bundesregierung 
ermächtigt werden, derartige Bürgschaften des 
Ausgleichsfonds bis zu einem Gesamtbetrag 
von 1 Milliarde Deutscher Mark zu übernehmen. 
Durch die Fassung dieser Vorschriften wird 
den Anforderungen des Artikels 115 des Grund- 
gesetzes entsprochen, so daß es dann keines 
besonderen Gesetzes mehr bedarf, um im 
Rahmen des Lastenausgleichs Bürgschaften zu 
gewähren. 

Zu 2: Betr.: Vorschläge für eine steuer- 
liche Begünstigung ansässig ge- 
machter Flüditlingsbetriebe. 

Steuerliche Begünstigungen, die aus- 
schließlich für ansässig gemachte Flücht- 
lingsbetriebe in Anspruch genommen 
werden könnten, sind gesetzlich nicht 
vorgesehen. Die Flüchtlinge und Ver- 
triebenen sind aber für die Inanspruch- 
nahme bestimmter Begünstigungen in 
dem jeweils hierfür in Betracht kom- 
menden beschränkten Personenkreis als 
wesentlichste Gruppe enthalten. Nach 
dem Einkommensteuergesetz 1950 
(BGBl. 1951 S. 1) können u. a. Flücht- 
linge und Vertriebene die folgenden 
besonderen Begünstigungen in Anspruch 
nehmen : 

a) § 7a Absatz 2 (Bewertungsfreiheit 
für Ersatzbeschaffung beweglicher 
Wirtschafts güter), 



b) § 13 Absätze 4 und 5 (Gewährung 
von Freibeträgen für Einwanderer, 
die Land- und Forstwirtschaft be- 
treiben und für Personen, die sich 
nach dem 8, Mai 1945 als Landwirte 
niedergelassen haben und die Ein- 
künfte aus Land- und Forstwirt- 
schaft haben), 

c) § 33a (Gewährung von Freibeträgen 
für besondere Fälle). 

Es handelt sich hier um besondere 
Vergünstigungen, die zusätzlich neben 
die vielen steuerlichen Erleichterungen 
treten, die nach dem z. Zt. geltenden 
Recht trotz der Senkung des Einkommen- 
steuertarifs noch bestehen. 

Bei den Beratungen des Gesetzes zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 
und des Körperschaftsteuer-Gesetzes 
vom 29. April 1950 sind sowohl im 
Kabinett als auch in den Finanzaus- 
schüssen des Bundesrates und des 
Bundestages nach eingehenden Erör- 
terungen - insbesondere auch hinsichtlich 
der Flüchtlinge - weitere steuerliche 
Vergünstigungen auf dem Gebiet der 
Einkommensteuer für bestimmte Per- 
sonengruppen abgclchnt worden. Die 
Finanzminister der Länder haben im 
Bundesrat hierzu einstimmig erklärt, 
daß weitere Steuerausfälle zu Lasten 
der Länder im Hinblick auf die ge- 
schwächte Haushaltslage nicht mehr 
vertretbar seien. Die Belange der Flücht- 
linge müßten im Lastenausgleichsgesetz 
berücksichtigt werden. Zudem sei eine 
zusätzliche Komplizierung des Ein- 
kommensteuerrechts durch Einführung 
weiterer bevorzugter Personengruppen 
auch erhebungstechnisch untragbar. Im 
dringenden Interesse der Steuerpflich- 
tigen und der Steuerverwaltung müsse 
vielmehr eine Vereinfachung des Ein- 
kommensteuerrechts angestrebt werden. 

Im Hinblick auf die bevorstehenden 
Änderungen des Einkommensteuerge- 
setzes bemerke ich noch folgendes: 


Die Regelung des § 7a Absatz 2 
des Einkommensteuergesetzes wird für 
den bisher begünstigten Personenkreis, 
also auch für die Flüchtlinge und Vertrie- 
benen, aufrechterhalten mit der Maß- 
gabe, daß die in § 7a Absatz 1 Buchstabe 
a EStG 1950 zugelassene Bewertungs- 
freiheit bis zum 31. Dezember 1952, 
dem schon jetzt gesetzlich fest gelegten 
Zeitpunkt des Außerkrafttretens, weiter 
in Anspruch genommen werden kann. 
Eine Änderung des § 13 Absatz 4 und 
5 des Einkommensteuergesetzes ist nicht 
vorgesehen. § 33a des Einkommen- 
steuergesetzes soll in der Weise geän- 
dert werden, daß die ohne Nachweis 
zu gewährenden Freibeträge erhöht 
und zum Ausgleich dafür die gegen 
Nachweis zu gewährenden Verdoppe- 
lungsbeträge (§ 33a Absatz 1 letzter 
Satz) fortfallen. 


Zu 3: Betr.: Aufnahme von Bestimmungen 
in den Entwurf des endgültigen 
Lastenausgleichgesetzes, die die 
Hergabe von Mitteln für den Auf- 
bau gewerblicher und industrieller 
Flüditiingsbetriebe und die hierzu 
notwendigen Wohnungsbauten be- 
günstigen. 

Nach § 5 Absatz 1 Ziffer 4 des 
Entwurfs eines Gesetzes über einen All- 
gemeinen Lastenausgleich - Fassung der 
Bundestagsvorlage, Nr. 1800 der Druck- 
sachen - fließen in den Ausgleichsfonds 
auch sonstige Werte, die dem Ausgleichs- 
fonds durch Gesetz oder auf andere 
Weise besonders zu gewiesen werden. 
Bei den dem Ausgleichsfonds durch 
Gesetz zugewiesenen Werten ist, wie 
auch in der Begründung zu § 5 des 
Entwurfs ausgeführt, in erster Linie an 
Teile des auf den Bund übergegangenen 
Reichsvermögens gedacht, die sich zum 
Wiederaufbau oder zur Unterbringung 
industrieller und gewerblicher Flüdit- 
iingsbetriebe oder zur Ansiedlung von 
Heimatvertriebenen eignen. 
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Der Entwurf eines Gesetzes zur 
Überleitung von Reichs vermögen sieht 
eine entsprechende Verwendung solcher 
Vermögenswerte im Rahmen der gel- 
tenden Bestimmungen bereits vor. Damit 
ist dem besonders aus Kreisen der 
Vertriebenen wiederholt geäußerten 
Verlangen, es möchten Teile des früheren 
Reichs Vermögens für Zwecke des Lasten- 
ausgleichs Verwendung finden, gemäß 
dem Beschluß des Bundestages vom 
17. März 1950 entsprochen. 

Eine andere Möglichkeit, Flüchtlings- 
betriebe zu fördern, ist - abgesehen 
von der individuellen „Eingliederungs- 
hilfe” - im Rahmen der „sonstigen 
Förderungsmaßnahmen” des Entwurfs 
eines Gesetzes über einen Allgemeinen 
Lastenausgleich (§ 257) vorgesehen, 


wonach in der durch das Gesetz be- 
grenzten Höhe Beträge zur wirtschaft- 
lichen und sozialen Förderung von 
Vertriebenen und Kriegssach geschädigten 
bereitgestellt werden. Die Vorschriften 
über die Wohnraumhilfe (§§ 254 und 
255) verfolgen das Ziel, in möglichst 
großem Umfange Wohnraum für die 
Geschädigten zu schaffen. Die Reiner- 
träge der Hypothekengewinnabgabe, 
also jährlich etwa 250 Millionen DM, 
sind für 5 Jahre ausschließlich, dann 
für 10 Jahre zu einem abnehmenden 
Teil für diese Zwecke zu verwenden. 
Alle diese Mittel kommen überwiegend 
den Vertriebenen zugute, da diese weit 
mehr als die Hälfte der in Betracht 
kommenden Geschädigten ausmachen. 

Dr. Adenauer 


4 



